
SachbearbeiterIn FachbereichsleiterIn: Bürgermeister: 

 

Haushaltsstelle: 
 
 
bisherige SV: 
 
 

 Mittel stehen zur Verfügung 

 Mittel stehen in Höhe von € ___________________ 

     zur Verfügung 
 Mittel stehen nicht zur Verfügung 

 Jugendbeteiligung erfolgt 

 
UVP 

 keine Bedenken 

 Bedenken 

 entfällt 

 

 
Sitzungsvorlage SV-Nr. 11//1859 

 

 
Abteilung/FB Datum Status 
Fachbereich 21 06.01.2016 öffentlich 

 Az: 21-02 B-Plan Nr. 119 „Ortskern Ostiem“ 
 

Beratungsfolge: Sitzungsdatum:  

Planungsausschuss 20.01.2016 zur Empfehlung 

Verwaltungsausschuss 02.02.2016 zum Beschluss 

 

Bebauungsplan Nr. 119 „Ortskern Ostiem“ 
Ergebnis aus der Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger 
öffentlicher Belange im Verfahren gem. § 4 (2) Baugesetzbuch (BauGB) 
und der durchgeführten öffentlichen Auslegung gem. §§ 3 (2) und 4 (3) 
BauGB  Hier: erneute Auslegung gem. § 4a (3) Baugesetzbuch 
(BauGB) 

 
Abstimmungsergebnis  Ja  Nein  Enthaltung 
 
Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
Die Stellungnahmen und Hinweise gem. §§ 4 (2) und § 3 (2) BauGB werden wie in 
der beigefügten Tabelle ersichtlich abgewogen. 
 
Es erfolgt eine erneute Auslegung gem. § 4a (3) BauGB.  
 
 
Begründung: 
In der Zeit vom 14.09.2015 – 13.10.2015 wurde den Trägern öffentlicher Belange 
gem. § 4 Abs. 2 BauGB und den nachbarlichen Gemeinden gem. § 2 Abs. 2 BauGB 
die Möglichkeit zur Stellungnahme gegeben. Gleichzeitig fand die öffentliche 
Bekanntmachung statt. 
 
Die vorbereiteten Abwägungsvorschläge zu den eingegangenen Anregungen und 
Stellungnahmen sind dieser Sitzungsvorlage als Anlage beigefügt.  
Wie aus beigefügter Abwägungstabelle ersichtlich ist den Anregungen in nicht 
unerheblichem Maße gefolgt worden. Der geänderte Entwurf des Bebauungsplanes 
wird vom Planungsbüro in der Sitzung vorgestellt. Durch die Änderungen und 
Ergänzungen des Planentwurfes ist dieser gem. § 4a (3) BauGB erneut auszulegen. 
Den Trägern öffentlicher Belange und den nachbarlichen Gemeinden ist erneut die 
Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben.  
 
Da es sich hier um nicht unerhebliche Änderungen und Ergänzungen handelt, ist auf 
die Möglichkeit der Beschränkung auf die ergänzten oder geänderten Teile des 
Planentwurfes zu verzichten. Auch sollte die Frist zur Abgabe einer Stellungnahme 



aus vorgenanntem Grund nicht verkürzt werden.      
Die erneute Auslegung ist ortsüblich bekannt zu machen.  
 
 
 
 
Anlagenverzeichnis: 
Abwägungsvorschläge 
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